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Schweiz Donnerstag, 21. September 2023

«Tötungen geschehen im Verborgenen»
Jährlichwerden in der Schweiz rund 100000Katzen getötet. Drei Experten äussern sich zur Situation.

EvaWenaweser

Esther Geisser ist Präsidentin
der Tierschutzorganisation
NetAP. Und sie ist besorgt über
dieZunahmeanStreunerkatzen
inder Schweiz.AlsoKatzen, die
keinen festen Platz haben, kein
Zuhause, für die niemand ver-
antwortlich seinwill, die auf sich
alleine gestellt sind.

Hierzulande leben gemäss
Geissers Schätzungen300000
heimatlose Katzen. Zahlreiche
davon wurden einfach ausge-
setzt, andere stammen von
Haus- oder Hofkatzen ab, die
sichunkontrolliert vermehrtha-
ben. Mit dramatischen Folgen:
Jährlich werden gemäss NetAP
mindestens 100000 dieser
Katzen getötet. Geisser sagt es
so: «Eine Populationskontrolle
vonKatzenmittels Tötung ist in
der Schweiz leider immer noch
alltäglich.»Die Situationwerde
jedes Jahr schlimmer: Zahlrei-
che Streunerkatzen verenden
qualvoll an Krankheiten oder
den Folgen von Unfällen. Ein
Elend, das zu verhindern wäre,
wie diverse Schweizer Tier-
schutzorganisationen immer
wieder betonen.

Dieser Meinung ist auch
Yasmine Wenk von der Tier-
schutzorganisationVierPfoten.
Sie zählt Probleme auf, die
nebst anderenmitdemAnstieg
der Streunerkatzen auftreten:
Konkurrenz um Nahrung,
schnellere Ausbreitung von
Krankheiten,Tausende leiden-
deKatzen.Erschreckenddabei
sei, dass solche Streuner oft
vergiftet, erschlagen oder er-
tränktwürden. Also auf rechts-
und tierschutzwidrigeArt getö-
tet. Genaue Zahlen liegen ge-
mäss Wenk nicht vor. Denn:
«Tötungengeschehenmeist im
Verborgenen.»

Esther Geisser sind solche
Situationen ebenfalls bekannt.
Sie nennt ein Beispiel: NetAP
wird zu einem Einsatz in einer
Gemeinde gerufen, nachdem
eine Familie auf dem Grund-
stück eine fremde Katze mit
mehrerenSäuglingengefunden
hat. Die Suche nach den Besit-
zern führtGeisser und ihrTeam
auf einen Bauernhof. «Der
Landwirt hat nur gemeint: ‹Das

sollten keine unserer Katzen
sein.Wir tötendie Jungen regel-
mässig, damit sie sich nicht un-
kontrolliert vermehren.›»

Katzegilt als
«Sache»desBauern
Solche Begegnungen lassen
Geisser immer wieder sprach-
los zurück. In der Schweiz gebe
es die Illusion, dass solche Tö-
tungen nicht mehr gemacht
werden. Eine Wunschvorstel-
lung, mehr sei das nicht. Die
Tierheime seien fast immer
ausgelastet, grösstenteils mit
Katzen.DieNetAP-Präsidentin
betont jedoch, dass das vor al-
lem auf Tierschutz-Tierheime
zutreffe: «Hat einTierheim im-
mer Platz, resultiert dies leider
oft daraus, dass es Katzen, die
einen zu grossen finanziellen
Aufwand verursachen, einfach
einschläfert.»

Wiekannessein,dass solche
Katzentötungen in der Schweiz

immernochgangundgäbesind?
Rechtsprofessor Peter V. Kunz
ordnet den Fall im genannten
Beispiel ein: Entscheidend sei,
dassdieTierevomBauernselber
getötetwerden, alsovomEigen-
tümerderKatzen.«Insofernhat
er eigentlich eine freie Verfü-
gungsmacht über die Katze.»
Wenn die Tiere von einer Dritt-
person,alsoetwavoneinemPas-
santen, getötet worden wären,
dannwäreesstrafrechtlichgese-
hen eine Sachbeschädigung.
Denn eine Tiertötung werde in
der Schweiz nicht als solche be-
langt.DieKatzegelte indemFall
als «Sache»desBauern.

Ist dieTat für denBauern ju-
ristisch also gar nicht relevant?
«Es stellt sich die Frage,wie der
Bauer die Katzen tötet», sagt
Kunz.Wenn das Tier beispiels-
weise ertränkt werde, also da-
bei leiden müsse, dann handle
es sich um Tierquälerei. Dafür
könne der Landwirt juristisch

belangt werden. Wenn er die
Katzen jedoch mit einem Ge-
nickschuss tötet und diese da-
bei nichts spüren, könnemanes
höchstens als mutwillige Tö-
tung einstufen. «Mir ist in der
Schweiz allerdings kein solcher
Präzedenzfall bekannt», sagt
der Rechtsprofessor.

Um dieser Tragödie ein
Ende zu setzen, startete NetAP
2016 die Kampagne «Kastra-
tionspflicht fürFreigänger-Kat-
zen in der Schweiz». DasHerz-
stück war eine Petition, hinter
der letztlichüber 150Schweizer
Tierschutzorganisationen und
-vereine standen. Es kamen
mehr als 115000 Unterschrif-
ten zusammen, die 2018 dem
Parlament eingereicht wurden.
DieZürcherFDP-Nationalrätin
Doris Fiala doppelte mit einer
Motion zum Thema nach. So-
wohl die Petition als auch die
MotionwurdenvomParlament
mit derBegründung, eineKast-

rationspflicht sei«unverhältnis-
mässig», abgelehnt.

Der Nationalrat berief sich
dabeiaufeinSchreibendesBun-
desamts fürLebensmittelsicher-
heit und Veterinärwesen (BLV),
das gemäss Geisser aber fehler-
haftundschlechtbegründetwar.
NetAP gegenüber habe der BLV
dies sogarzugegeben.Dasses in
der Schweiz ein Katzenelend
gebe, sei weder vom BLV noch
vondenpolitischenGremienbe-
stritten worden. Der BLV geht
auf Anfrage nicht auf den Brief
einund schreibt: «GemässTier-
schutzverordnung müssen Hal-
tende zumutbare Massnahmen
treffen, um zu verhindern, dass
sich ihre Tiere übermässig ver-
mehren.» Sie würden generell
empfehlen,Katzenvordemers-
ten Freigang zu kastrieren.

Gesetzlich gesehen ist eine
Kastration laut Peter V. Kunz
eine freiwillige Angelegenheit.
EinePflicht ist indenAugendes

Juristen schwer einzuführen, da
sie kaum kontrollierbar wäre.
Denn: «Anders als bei Hunden
gibt es in der Schweiz keine Re-
gistrierung fürKatzen.»Ausser-
demmüsseman zwischen Frei-
gänger- undHauskatzen unter-
scheiden.

InStädtenwürdenvieleKat-
zen ausschliesslich in derWoh-
nung gehalten. Aus Angst, dass
sie sonst überfahrenwerden. In
einer solchen Situation ist laut
KunzeineKastrationspflichtun-
nötig,weil dasTiernichtmit an-
deren Tieren in Berührung
kommt. Eine Pflichtmüsste so-
mit vorrangig fürFreigängerkat-
zen gelten. «Daher ist es poli-
tisch so schwer, einGesetz oder
eine Pflicht einzuführen», ord-
net Kunz ein.

Sensibilisierung
sollBesserungschaffen
Tierschutzorganisationenbrau-
che es nicht wegen der städti-
schenVerhältnisse,merktKunz
an, sondern wegen denen in
ländlicheren Gegenden. Daher
sage er bereits seit Jahren, dass
es sinnvoll wäre, wenn der
BauernverbandeineSelbstregu-
lierung vorsehen würde. Wenn
dieser seinenMitgliedern emp-
fehlenwürde, dieunkontrollier-
teVermehrungderKatzennicht
zuzulassen,wäredas einwichti-
ger Schritt. Solche privaten
Empfehlungenwürden inande-
ren Bereichen, wie etwa der Fi-
nanzaufsicht, schliesslich auch
funktionieren.Warumalsonicht
beimTierschutz?

Sowohl Peter V. Kunz als
auchEstherGeisser undYasmi-
neWenk appellieren andieKat-
zenhalterinnenund -halter, ihre
Tiere zu kastrieren und zu chip-
pen.Würde das konsequent ge-
macht werden, wäre das ein
erster Schritt zur Problemlö-
sung. Denn gemässWenk ist es
nicht immerhilfreich, Streuner-
katzen in ein Tierheim zu brin-
gen. «Für sie bedeutet dieser
Aufenthalt grossenStress», sagt
sie.Ausserdemseienehemalige
Streuner schwer zu vermitteln,
weil sie sich ein Zusammenle-
ben mit Menschen nicht ge-
wohnt sind.Diewenigstenwür-
den nach einer scheuen, ängst-
lichenKatze suchen.

Neuer Missbrauchsfall: Bischof Gmür schaltet Justiz ein
Ein Priester, der imBistumBasel tätig war, soll 2014 imAusland einenMinderjährigenmissbraucht haben.

Maja Briner

Der beschuldigte Priester war
im französischsprachigen Teil
des Bistums Basel, dem soge-
nannten Jura pastoral, tätig.
Damit ist nun Schluss: Bischof
Felix Gmür entzieht ihm die
«Missio canonica», also die
kirchlicheBeauftragung,wiedas
Bistum Basel und die römisch-
katholische Kirche des Kantons
Jura mitteilen. Dadurch darf er
keine seelsorgliche Tätigkeit
mehr imBistumBasel ausüben.

Gegen den Priester wurde
gemäss Medienmitteilung in
Frankreich Anzeige erstattet.

Ihm werden spiritueller Miss-
brauch und «die Intimsphäre
verletzendeGesten»gegenüber
einem Minderjährigen vorge-
worfen; dieTaten sollen sich im
Sommer2014 imAuslandereig-
net haben. Der mutmassliche
Täter unterstehe derzeit einer
französischenDiözese, heisst es
weiter.DerenBischofhabeeine
kanonische Voruntersuchung
eingeleitet.

Nicht erwähnt wird in der
Medienmitteilung, wann Felix
Gmür informiert worden ist –
eine entscheidende Frage. Auf
Anfrage erklärt eine Sprecherin
des Bistums Basel: «Der be-

schuldigte Priester informierte
Bischof Felix Gmür am 18. Juli
2023, dass esgegen ihneineAn-
zeige gegeben habe. Er wusste
abernichtsGenauesundkannte
die Anzeige nicht.»

Anzeigeerfolgtedurch
die französischenBehörden
Am 13. September, einen Tag
nach der Veröffentlichung der
Studie zu sexuellemMissbrauch
inderkatholischenKirche, habe
Bischof FelixGmür dieAnzeige
der französischen Justiz vomzu-
ständigen französischenBischof
erhalten. Dieser habe ihm
gleichzeitig mitgeteilt, dass er

eine kanonische Voruntersu-
chung eingeleitet habe.

Bischof Felix Gmür schalte-
te daraufhin laut eigenenAnga-
ben die Justiz und den Vatikan
ein: Er hat den Sachverhalt der
Staatsanwaltschaft desKantons
Jura und den zuständigen vati-
kanischenBehörden inRomge-
meldet, wie es in der Medien-
mitteilungvomDienstagheisst.
Die Anstellung des Priesters im
Dienst des Bistums Basel ende
«mit demheutigen Tag».

In besagter Mitteilung be-
kräftigen die Verantwortlichen
des Bistums Basel und der rö-
misch-katholischen Kirche des

Kantons Jura, jederMissbrauch
müsseangezeigtwerden;beider
Polizei oder bei den drei unab-
hängigen Beratern und Berate-
rinnen gegen sexuellen Miss-
brauch imBistumBasel.DieGe-
danken der Kirche seien beim
mutmasslichenOpfer.

DiekatholischeKirche inder
Schweiz wird derzeit von ihrem
umfassendsten Missbrauchs-
skandal überhaupt erschüttert.
Forschende der Universität Zü-
rich dokumentierten in einer
Studie für den Zeitraum von
1950 bis heute in der ganzen
Schweiz 1002 Fälle von sexuel-
lem Missbrauch. Nach der Ver-

öffentlichung hiess es, es solle
sich dabei lediglich umdie Spit-
ze des Eisbergs handeln.

Bischof FelixGmür steht als
Präsident der Bischofskonfe-
renz besonders im Fokus. Zu-
dem steht er unter Verdacht,
einen2019gemeldetenFall von
sexuellemMissbrauchnicht ge-
meldet und gar vertuscht zu ha-
ben.Der «Beobachter»machte
denFall 2020publik.Gmürent-
schuldigte sich – es läuft eine
Untersuchung. Gemäss «Sonn-
tags-Blick»hat er auch ineinem
weiteren Fall nicht reagiert;
Gmür weist diesen Vorwurf der
Vertuschung aber zurück.

Die Situation der heimatlosen Katzen wird gemäss Tierschutzorganisationen jährlich schlimmer. Bild: NetAP


